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21 . 06. 94 


Änderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Heuer, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 12/7135, 12/8035 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung schuldrechtlicher Bestimmungen 
im Beitrittsgebiet (Schuldrechtsänderungsgesetz - SchuldRÄndG) 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Artikel 1 [Gesetz zur Anpassung schuldrechtlicher Nutzungsver- 
hältnisse an Grundstücken im Beitrittsgebiet (Schuldrechtsanpas- 
sungsgesetz - SchuldRAnpG)] wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind nicht auf Rechtsver- 
hältnisse anzuwenden, deren Bereinigung im Sachenrechts- 
bereinigungsgesetz, Erholungsnutzungsrechtsgesetz und dem 
Gewerbenutzungsrechtsgesetz vorgesehen ist. 

2. § 8 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Nutzer ist berechtigt, Teile der genutzten Fläche 
an Dritte zu verpachten oder zu vermieten. " 

3. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Kündigt der Grundstückseigentümer oder der Nutzer, 
ist die Entschädigung nach dem Verkehrswert des Bauwerks 
im Zeitpunkt der Rückgabe des Gebäudes zu bestimmen. 
Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Nutzer durch sein 
Verhalten Anlaß zu einer Kündigung aus wichtigem Grund 
gegeben und der Grundstückseigentümer ihn abgemahnt 
hat. " 

4. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen; 

b) Absatz 4 wird zu Absatz 3. 

5. § 14 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 12 Abs. 2 Satz 2 findet entsprechende Anwendung." 

6. § 15 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 werden gestrichen. 
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7. § 20 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Grundstückseigentümer kann vom Nutzer die Zahlung 
eines Nutzungsentgeltes verlangen. Die Höhe des Entgelts 
richtet sich nach der Nutzungsentgeltverordnung vom 22, Juli 
1993 (BGBl. 1 S. 1339) in ihrer jeweils gültigen Fassung, es sei 
denn, in den folgenden Bestimmungen ist etwas anderes 
bestimmt. " 

8. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine Kündigung des Vertrages ist bis zum 31. De- 
zember 2004 ausgeschlossen. Danach kann der Grund- 
stückseigentümer den Vertrag bis zum Ablauf des 31. De- 
zember 2025 nur aus einem der in den Absätzen 2 und 3 
bezeichneten Gründe kündigen. " 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird zu Absatz 2. 

d) Absatz 3 Nr, 2 wird gestrichen. 

e) Die Absätze 4 bis 7 werden gestrichen. 

f) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„ Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers können 
nur wegen Eigenbedarfs kündigen, wenn sie zu dem Haus- 
stand des Grundstückseigentümers gehören oder deren 
Familienangehörige sind. " 

9. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Absatz 3 wird zu Absatz 2 und erhält folgende Fassung: 

,(2) Die Worte „die Absätze 1 und 2“ werden durch die 
Worte „Absatz H' ersetzt.' 

c) Absatz 4 wird zu Absatz 3 und erhält folgende Fassung: 

,(3) Die Zahl „3" wird zu Zahl „2"'. 

10. § 25 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wurde der Vertrag im Zusammenhang mit der Bestellung 
eines Nutzungsrechts zur Errichtung eines Eigenheimes 
abgeschlossen, kann der Grundstückseigentümer den Ver- 
trag abweichend von § 23 Abs. 1 kündigen, wenn die 
genutzten Flächen eine räumliche Einheit bilden, die 
Gesamtfläche die für den Eigenheimbau vorgesehene 
Regelgröße von 1 000 Quadratmeter übersteigt und die 
über die Regelgröße hinausgehende Fläche abtrennbar und 
angemessen wirtschaftlich nutzbar ist, " 

b) Satz 3 wird gestrichen. 

11. In § 35 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Der Grundstückseigentümer kann höchstens jedoch den 
Betrag als Mietzins geltend machen, der sich aus § 51 Abs. 1 
Satz 2 ergibt. " 
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12. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „1995" durch die Zahl „2004" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Zahl „2000" durch die Zahl „2025" 
ersetzt. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) § 23 Abs. 3 und § 25 Abs. 1 finden entsprechende 
Anwendung. " 

13. Die §§ 39 bis 42 werden gestrichen. 

14. In § 43 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die nachfolgenden Regelungen finden über Satz 1 hinaus 
auch auf die Nutzung von Grundstücken zu gewerblichen 
Zwecken Anwendung, wenn die Nutzung den Voraussetzun- 
gen des § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Investitionsvorranggesetzes vom 
14. Juli 1992 entspricht." 

15. In § 45 Abs. 2 wird die Angabe „§ 11 Abs. 1 " durch die Angabe 
„§ 11 Abs. 2" ersetzt. 

16. In § 47 Abs. 1 Satz 2 wird die Zahl „7" durch die Zahl „4" 
ersetzt. 

17. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird vor Satz 1 folgender Satz eingefügt; 

„Eine Kündigung des Vertrages ist bis zum 31. Dezember 
2004 unzulässig. " 

b) Der bisherige Satz 1 wird zu Satz 2, in dem die Zahl „2000" 
durch die Zahl „2025" ersetzt wird. 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Eine Kündigung durch den Grundstückseigentümer 
ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 auch dann zu- 
lässig, wenn er Inhaber eines Unternehmens ist und 

a) das Gebäude oder die bauliche Anlage auf dem 
Betriebsgrundstück steht und die betriebliche Nutzung 
des Grundstücks erheblich beeinträchtigt oder 

b) das Gebäude, die bauliche Anlage oder die Funktions- 
fläche für betriebliche Erweiterungen in Anspruch 
genommen werden soll und der Grundstückseigen- 
tümer die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Investitionsvorrangge- 
setzes vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1268) bezeichneten 
Zwecke verfolgt oder der Nutzer keine Gewähr für eine 
Fortsetzung der betrieblichen Nutzung des Wirtschafts- 
gebäudes bietet. Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn den 
betrieblichen Belangen des Nutzers eine den betrieb- 
lichen Zwecken nach Nummer 1 oder den investiven 
Interessen des Grundstückseigentümers nach Num- 
mer 2 Buchstabe b gleichrangige Bedeutung zukommt. " 

18. § 51 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Es können höchstens vier vom Hundert des Verkehrs wertes 
des unbebauten Grundstückes jährlich, höchstens jedoch von 
100 Deutsche Mark/Quadratmeter, in Ansatz gebracht 
werden. " 
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19. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Eine Kündigung des Vertrages ist bis zum 31. Dezember 
2004 ausgeschlossen. " 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Vor Ablauf des 31. Dezember 2025 kann der Grundstücks- 
eigentümer den Vertrag nur dann kündigen, wenn er das 
auf dem Grundstück stehende Gebäude zu Wohnzwecken 
für sich, die zu seinem Hausstand gehörenden Personen 
oder seine Familienangehörigen benötigt und ihm der Aus- 
schluß des Kündigungsrechts angesichts seines Wohnbe- 
darfs und seiner sonstigen berechtigten Interessen auch 
unter Würdigung der Interessen des Nutzers nicht zuge- 
mutet werden kann. " 

c) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen. 

d) § 52 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) § 23 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung. “ 

20. § 57 wird gestrichen. 

Artikel 2 [Gesetz zur Bereinigung der im Beitrittsgebiet zu 

Erholungszwecken gewährten Nutzungsrechte (Erholungsnut- 
zungsrechtsgesetz - ErholG)] wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

Betroffene Rechtsverhältnisse 

Dieses Gesetz regelt Rechtsverhältnisse an Grundstücken in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
(Beitrittsgebiet) 

1. an denen Nutzungsrechte für die Errichtung eines Wochen- 
endhauses oder eines anderen persönlichen Zwecken, 
jedoch nicht wohn- oder betrieblichen Zwecken dienenden 
Gebäudes verliehen wurde (§ 287 des Zivilgesetzbuches der 
DDR), 

2. auf denen vom Eigentum am Grundstück getrenntes Eigen- 
tum an einem Wochenendhaus oder eines anderen persön- 
lichen Zwecken jedoch nicht wohn- oder betrieblichen 
Zwecken dienenden Gebäudes oder an baulichen Anlagen 
entstanden ist, 

3. die mit Billigung staatlicher Stellen von einem anderen als 
vom Grundstückseigentümer für den Bau eines Wochenend- 
hauses oder eines anderen persönlichen Zwecken jedoch 
nicht betrieblichen Zwecken dienenden Gebäudes in An- 
spruch genommen wurden, 

4. die auf Grund von Überlassungsverträgen zu Erholungs- 
zwecken genutzt werden. " 

2. Die §§ 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

.§ 2 
Nutzer 

(1) Nutzer im Sinne dieses Gesetzes sind natürliche Perso- 
nen in nachstehender Reihenfolge: 
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1. der im Grundbuch eingetragene Eigentümer des Gebäudes, 

2. der Inhaber eines zugewiesenen Nutzungsrechtes, 

3. der Eigentümer des Gebäudes oder der baulichen Anlage, 
wenn außerhalb des Grundbuchs selbständiges, vom Eigen- 
tum am Grundstück unabhängiges Eigentum entstanden ist, 

4. derjenige, der mit Billigung staatlicher Stellen ein Gebäude 
oder eine bauliche Anlage errichtet hat, 

5. derjenige, der ein Gebäude oder eine bauliche Anlage 
gekauft hat, selbständiges, vom Eigentum am Grundstück 
getrenntes Eigentum aber am Gebäude nicht entstanden ist, 

6. derjenige, der auf Grund eines Überlassungsvertrages zur 
Nutzung des Grundstücks berechtigt ist, oder deren Rechts- 
nachfolger. Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn eine andere 
Person als Nutzer rechtskräftig festgestellt und in dem 
Rechtsstreit dem Grundstückseigentümer der Streit verkün- 
det worden ist. 

(2) § 9 Abs. 2 Nr. 1 und 4 und § 10 des Sachenrechtsbereini- 
gungsgesetzes finden entsprechende Anwendung. 

§ 3 

Bauliche Anlagen 

Dieses Gesetz findet auch Anwendung auf bauliche Maßnah- 
men im Sinne des § 11 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Sachenrechts- 
bereinigungsgesetzes. " 

3. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§ 4 

Anwendung des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 

1. Nutzer und Grundstückseigentümer können Rechte gemäß 
den Bestimmungen des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 
über die Bestellung eines Erbbaurechtes und den Ankauf 
des genutzten Grundstückes geltend machen. 

2. § 43 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes findet mit der 
Maßgabe Anwendung, daß der Erbbauzins 

a) 2 vom Hundert jährlich des Bodenwertes, höchstens 
jedoch von 100 Deutsche Mark pro Quadratmeter, 

b) 4 vom Hundert jährlich des Bodenwertes, soweit die 
Größe des belasteten Grundstückes die Größe von 1 000 
Quadratmeter übersteigt und die darüber hinausgehende 
Fläche abtrennbar und angemessen wirtschaftlich nutz- 
bar ist 

beträgt. 

3. § 69 Abs. 1 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes findet 
mit der Maßgabe Anwendung, daß der Kaufpreis die Hälfte 
des Bodenwertes, höchstens jedoch 50 Deutsche Markt pro 
Quadratmeter beträgt, soweit die Größe des Grundstückes 
die Größe von 1 000 Quadratmeter übersteigt und die dar- 
über hinausgehende Fläche abtrennbar und angemessen 
wirtschaftlich nutzbar ist. 

4. Verkauft ein Nutzer nach Erwerb des Grundstückes dieses 
Grundstück bis zum 31. Dezember 2024 weiter, hat er dem 
Grundstückseigentümer unter Abzug des bereits gezahlten 
Kaufpreises nach Absatz 3 die Hälfte des durch den Weiter- 
verkauf erzielten Kaufpreises zu zahlen . '' 
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Folgender Artikel 6 wird eingefügt: 

Artikel 6 

Gesetz zur Bereinigung der Nutzungsverhältnisse an Gewerbe- 
betrieben im Beitrittsgebiet {Gewerbenutzungsrechtsgesetz) 

§ 1 

Betroffene Rechtsverhältnisse 

(1) Dieses Gesetz regelt Rechtsverhältnisse an Grundstücken in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet (Bei- 
trittsgebiet) 

1. auf denen mit Billigung staatlicher Stellen von einem anderen 
als dem Grundstückseigentümer ein Gebäude zu gewerblichen 
Zwecken errichtet oder entsprechende bauliche Investitionen 
im Sinne des § 11 Abs. 2 des Sachenrechtsbereinigungsgeset- 
zes durchgeführt wurden, 

2. die zu gewerblichen Zwecken genutzt wurden, soweit der 
Nutzer Investitionen zum Betrieb des Gewerbes vorgenommen 
hat, die baulichen Investitionen nach Nummer 1 gleichstehen 
und die § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Investitionsvorranggesetzes vom 
14. Juni 1992 (BGBl. I S. 1268) entsprechen. 

(2) § 10 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes findet entspre- 
chende Anwendung. 

§ 2 

Nutzer 

(1) Nutzer im Sinne dieses Gesetzes sind die Gewerbetreibenden. 

(2) § 9 Abs. 2 Nr. 1 und 4 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 
finden entsprechende Anwendung. 

§ 3 

Anwendung des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 

Nutzer und Grundstückseigentümer können Rechte gemäß den 
Bestimmungen des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes über die 
Bestellung eines Erbbaurechtes und den Ankauf des genutzten 
Grundstücks geltend machen. 

Bonn, den 21. Juni 1994 

Dr. Uwe-Jens Heuer 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

I. 

Die vorliegenden Änderungsanträge zum Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung betreffen im wesentlichen drei Bereiche: 

1. Die Mehrzahl der Nutzungsverhältnisse an Grundstücken und 
Gebäuden sollte dem Sachenrechtsänderungsgesetz unterstellt 
werden. Für Erholungs- und Gewerbegrundstücke bedeutet 
dies, daß die Nutzer grundsätzlich die gleichen Rechte wie die 
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes erhalten sollen. Diese 
Gleichbehandlung soll durch die grundlegende Änderung des 
Erholungsnutzungsrechtsgesetzes sowie durch die Anfügung 
eines Gewerberechtsnutzungsgesetzes erreicht werden. 
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2. Die finanzielle Belastung der Nutzer muß angesichts der 
schwierigen sozialen Situation im Osten erträglicher gestaltet 
werden. 

Deshalb wird 

a) die Einführung einer „Kappungsgrenze“ sowohl für den 
Kaufpreis, den Erbbauzins wie auch für die Nutzungsent- 
gelte nach dem Schuldrechtsanpassungsgesetz gefordert. 

b) Soweit die Nutzer die Nutzungsverhältnisse nach dem 
Schuldrechtsanpassungsgesetz fortsetzen, sollen sie die 
unbeschränkte Möglichkeit der Untervermietung bzw. Ver- 
pachtung erhalten. Bei Kündigung hat der Grundstücks- 
eigentümer den Zeitwert der Gebäude etc. zu ersetzen sowie 
die Abrißkosten zu tragen. 

3. Die Kündigungsfristen nach dem Schuldrechtsanpassungsge- 
setz sollen erheblich verlängert, Kündigungsgründe einge- 
schränkt werden. 


II. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung verkennt, daß die recht- 
lichen Regelungen der DDR zur Nutzung von Grundstücken und 
Gebäuden zu Wohn-, Erholungs- und Gewerbezwecken nicht ein- 
fach durch neue, dem Recht der Bundesrepublik Deutschland 
angepaßte Regelungen zu ersetzen sind, ohne die Rechtspraxis 
und die soziale wie politische Reahtät der Nutzung oben genann- 
ter Grundstücke zu berücksichtigen. 

Der reale, praktische Schutz der Interessen der Nutzer in der DDR 
läßt sich allein den Rechtsvorschriften nicht entnehmen. Er wurde 
aber von den Nutzern real derart erlebt, daß ihre Stellung als 
Nutzer von Grundstücken zu Wohn-, Erholungs- und auch zu Ge- 
werbezwecken nahezu unantastbar war, selbst dann, wenn ihnen 
bloß schuldrechtliche Nutzungsansprüche gewährt wurden. 

Eine formal-juristische Argumentation und Differenzierung ent- 
spricht nicht dieser Sachlage und ist verfehlt. 

Entscheidet man sich für einen Vertrauens- und Bestandsschutz 
zugunsten der Nutzer, muß man sie praktisch der Rechtspraxis der 
DDR entsprechend schützen. 

. Dies bedeutet, daß man ihnen letztlich die Möglichkeit dinglicher 
Rechte anbieten muß, zumindest dann, wenn sie aufgrund der 
Rechtspraxis der DDR Aufwendungen zum Erhalt und zur Verbes- 
serung des Grundstücks erbracht, insbesondere auch bauliche 
Maßnahmen durchgeführt haben. Dies ist der Regelfall, unabhän- 
gig von der Rechtsform. Es ist deshalb nicht haltbar, wenn die 
Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf zum Schuldrechtsände- 
rungsgesetz diesen Regelfällen für den Bereich der Erholungs- 
grundstücke die Rechte nach dem Sachenrechtsbereinigungsge- 
setz über die Bestellung des Erbbaurechts bzw. den Ankauf der 
genutzten Grundstücke verweigert. 
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Die Bundesregierung verkennt auch die erhebliche soziale 
Bedeutung der Erholungsgrundstücke in den neuen Bundeslän- 
dern für die gesamte Familie und ihre Nachkommen, Ihr Gesetz- 
entwurf bedeutet praktisch die Vernichtung ganzer Erholungsge- 
biete, die Preisgabe an Grundstücksspekulationen, auch die Zer- 
störung sozialer Bindungen und Strukturen, die jahrzehntelang 
gewachsen sind. Es kann nicht gut sein, entsprechende Gewohn- 
heiten und Bedürfnisse von Millionen von Bürgerinnen und Bür- 
gern, ihrer Kinder und Enkelkinder derart zu mißachten. 

Genauso bedeutsam ist die Erhaltung ökologisch gewachsener 
Gebiete, wie sie die Erholungsgebiete inzwischen jedenfalls 
soweit dar stellen, als mit ihrer Auflösung auch Öko- Systeme ver- 
nichtet werden, Auch deshalb güt es, Erholungsgebiete zu er- 
halten. 

Die Erholungsgebiete in den neuen Bundesländern sind von 
hohem Erholungswert, können deshalb eine Vorbildfunktion für 
entsprechende Projekte in den neuen Bundesländern gewinnen. 
Auch hier hat immer das Bedürfnis nach solchen Erholungsgebie- 
ten bestanden; die Bevölkerung scheiterte damit aber an den 
hohen Grundstückspreisen und an anderweitig orientierten Bau- 
spekulationen. 

Die finanziellen Belastungen der Möglichkeiten des Sachen- 
rechtsbereinigungsgesetzes sind für die Nutzer aufgrund des 
Bestandsschutzes, ihrer getätigten Investitionen, der finanziellen 
Probleme der meisten Nutzer und auch - wie geschildert ~ im 
Allgemeininteresse niedrig zu halten. Deshalb wird eine „Kap- 
pungsgrenze" sowohl bei der Berechnung des Erbbauzinses wie 
auch des Kaufpreises vorgeschlagen. 

Diese „Kappungsgrenze'' wird wohl nur in den Ballungszentren 
relevant werden, dient hier aber zusätzUch dazu, Preisspekulatio- 
nen mit den Bedürfnissen der Bevölkerung zu unterbinden. 

Nutzer von Erholungsgrundstücken, die zur Nutzung aufgrund 
von Überlassungsverträgen berechtigt sind, sollen ohne kon- 
kreten Nachweis von Investitionen die genannten Rechte aus dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz geltend machen können. 

Aufgrund ihrer - hinterlegten - Zahlungen an staatliche Stellen 
wurden sie Eigentümern gleichgestellt, mit entsprechenden, auch 
finanziell erheblichen Verpflichtungen; ihre baulichen Investitio- 
nen sind nicht immer eindeutig bestimmbar, aber auf die Jahr- 
zehnte der Nutzung gerechnet, erheblich. Diese Fälle haben im 
Schuldrechtsänderungsgesetz nichts zu suchen. 

Dies gilt auch für die meisten Fälle der im Entwurf des Schuld- 
rechtsänderungsgesetzes genannten Gewerbetreibenden, deren 
Betrieb durch diesen Entwurf schwerwiegend gefährdet wird. 
Diese Gefährdung ist allein schon wegen der schwierigen wirt- 
schaftlichen Situation im Allgemeininteresse nicht tragbar. Des- 
halb sind auch die zu schützen, die weniger in die bauliche 
Substanz, mehr aber in Produktionsmittel investiert haben, jedoch 
wegen der verspäteten Verabschiedung des Investitionsvorrang- 
gesetzes dessen Schutz und Förderung nicht mehr erhalten. 
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Für die weiteren, der Anwendung des Schuldrechtsänderungsge- 
setzes unterworfenen Fälle der Nutzung von Grundstücken wer- 
den neue Kündigungsschutzfristen vorgeschlagen, mit Ausschluß 
von Kündigungen überhaupt bis zum 31. Dezember 2004, darüber 
hinaus „Kappungsgrenzen"' bei der Berechnung der Nutzungs- 
entgelte. 

Es ist richtig, daß viele Nutzer oder Pächter erhebliche Investitio- 
nen in Gebäude oder Betriebe nicht nachweisen können. Auf- 
grund ihrer Stellung in der DDR haben jedoch auch sie - mehr 
oder weniger - umfangreiche Investitionen vorgenommen, so daß 
auch sie Vertrauens- und Bestandsschutz verdienen. 

Darüber hinaus ist Wohn-, Erholungs- und Gewerberaum vor den 
Zugriffen von Spekulationen zu schützen. 

Die Belastung dieses Personenkreises ist gering zu halten: Wäh- 
rend die Angleichung der Lebensverhältnisse in den neuen Bun- 
desländern an den Wohlstand der alten Bundesländer nur schlep- 
pend verläuft und auch in den nächsten Jahrzehnten wohl noch 
nicht vollständig erreicht sein wird, soll die Belastung der neuen 
Bundesbürger mit finanziellen Aufwendungen in vollem Umfange 
durchgeführt werden. 

Dabei soll nicht einmal eine „Konsolidierung'' des Wohnungs- 
marktes und der Wohnungs-, Bau- und Strukturpolitik der 
Kommunen und Länder im Osten der Bundesrepublik Deutsch- 
land abgewartet werden. Dies alles geschieht im einseitigen, pri- 
vaten, meist gegen die Allgemeininteressen orientierten Interesse 
von Grundstückseigentümern und Alteigentümern, die in der 
Regel in den betroffenen Gegenden nicht einmal mehr wohnen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung erleichtert den Grund- 
stückseigentümern die Möglichkeit, Kündigungsgründe zu „kon- 
struieren" oder Kündigungsschutz zu umgehen. Diese Möglich- 
keiten werden durch die Änderungsvorschläge erheblich 
begrenzt, und zwar im Interesse der Allgemeinheit, die den 
Schaden zu tragen hätte. 

Die vorgeschlagenen Änderungen, daß der Grundstückseigen- 
tümer bei Kündigungen auf jeden Fall den Zeitwert der Gebäude 
zu ersetzen und die Abrißkosten zu tragen hat, auch wenn der 
Nutzer — etwa wegen Erhöhung der Nutzungsentgelte - kündigt, 
dienen ebenfalls diesem Zweck. 

Dadurch werden die Grundstückseigentümer zur Berücksichti- 
gung der Interessen der Vertragspartner gezwungen, was auf- 
grund der schwierigen Situation und Interessenlage in den neuen 
Bundesländern unabdingbar ist. 

Das in der Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses vorge- 
schlagene Vorkaufsrecht wird wegen seiner praktischen Bedeu- 
tungslosigkeit für die Nutzer abgelehnt. 
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